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Neues aus Berlin . Dienstfahrräder und Jobtickets ab 2019  
 
Am 23. November 2018 hat der Bundesrat zahlreichen Steuergesetzen zugestimmt, sodass diese nun 
in Kraft treten können. Wie so oft im Gesetzgebungsverfahren wurden „kurz vor Toresschluss“ noch 
einige Änderungen vorgenommen. Hierbei ist hervorzuheben, dass Dienstfahrräder und Jobtickets ab 
2019 steuerfrei sind. 
 
Das im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens umbenannte „Jahressteuergesetz 2018“ (jetzt: „Gesetz 
zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften“) wurde im Vergleich zum Regierungsentwurf noch an einigen 
Stellen angepasst.  
 
Nachfolgend werden drei wichtige Punkte für Arbeitgeber und Arbeitnehmer kurz vorgestellt: 
 
Jobtickets 
 
Die 2004 aufgehobene Steuerbefreiung für Arbeitgeberleistungen (Zuschüsse und Sachbezüge) zu 
den Aufwendungen für die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel im Linienverkehr der Arbeitnehmer 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte wurde wieder eingeführt – und zwar mit Wirkung ab 
dem 01. Januar 2019. Ferner wurde die Steuerbegünstigung auf private Fahrten im öffentlichen 
Personennahverkehr erweitert. 
 
Begünstigt sind:  
 
Ø Sachbezüge in Form der unentgeltlichen oder verbilligten Zurverfügungstellung von Fahraus-

weisen,  
Ø Zuschüsse des Arbeitgebers zum Erwerb von Fahrausweisen, 
Ø Leistungen (Zuschüsse und Sachbezüge) Dritter, die mit Rücksicht auf das Dienstverhältnis 

erbracht werden und  
Ø Fälle, in denen der Arbeitgeber nur mittelbar (beispielsweise durch Abschluss eines Rahmenab-

kommens) an der Gewährung des Vorteils beteiligt ist.  
 
Die Steuerfreiheit von Arbeitgeberleistungen für die Nutzung eines Taxis ist durch die Worte „im 
Linienverkehr“ ausgeschlossen. Zudem gilt die Steuerfreiheit nicht für Arbeitgeberleistungen, die 
durch Umwandlung des ohnehin geschuldeten Arbeitslohns finanziert werden. Eine Entgeltumwand-
lung ist also schädlich.  
 
Ein Wermutstropfen: Die steuerfreien Leistungen werden auf die Entfernungspauschale angerechnet. 
 
Dienstfahrräder 
 
Der geldwerte Vorteil aus der Überlassung eines betrieblichen Fahrrads vom Arbeitgeber an den 
Arbeitnehmer ist mit Wirkung ab dem 01. Januar 2019 (zunächst bis Ende 2021 befristet) steuerfrei.  
 
Voraussetzung ist, dass der Vorteil zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt wird. Im 
Gegensatz zur Steuerbefreiung bei Jobtickets erfolgt hier keine Anrechnung auf die Entfernungspau-
schale. 
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Tipp: Die Steuerbefreiung gilt sowohl für Elektrofahrräder als auch für Fahrräder. Ist ein Elektro-
fahrrad jedoch verkehrsrechtlich als Kraftfahrzeug einzuordnen – z. B. gelten Elektrofahrräder, 
deren Motor auch Geschwindigkeiten über 25 Kilometer pro Stunde unterstützt, als Kraftfahr-
zeuge – sind für die Bewertung dieses geldwerten Vorteils die Regelungen der Dienstwagen-
besteuerung anzuwenden. 

 
Dienstelektrofahrzeuge 
 
Werden Dienstwagen auch privat und/oder für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
genutzt, ist ein geldwerter Vorteil anzusetzen. Für Elektro- und extern aufladbare Hybridelektrofahr-
zeuge, die vom 01. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2021 angeschafft oder geleast werden, wurde 
die Bemessungsgrundlage halbiert. Bei der Ein-Prozent-Regel ist somit nur der halbe Listenpreis 
anzusetzen. 
 
Während des Gesetzgebungsverfahrens erfolgte folgende Beschränkung: Extern aufladbare Hybrid-
elektrofahrzeuge werden nur einbezogen, wenn 
 
Ø das Fahrzeug eine Kohlendioxidemission von höchstens 50 Gramm je gefahrenen Kilometer 

hat oder  
Ø die Reichweite unter ausschließlicher Nutzung der elektrischen Antriebsmaschine mindestens 

40 Kilometer beträgt. 
 
 
Neues aus Berlin . Umsatzsteuerliche Änderung von Onlinemarktplätzen  
  
Um Umsatzsteuerausfälle beim Handel mit Waren auf elektronischen Marktplätzen im Internet (z. B. 
eBay) zu verhindern, werden Betreiber von Internet-Marktplätzen durch das Gesetz zur Vermeidung 
von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher 
Vorschriften ab dem 01. Januar 2019 stärker in die Verantwortung genommen. 
 
Während des Gesetzgebungsverfahrens ist die Neuregelung an die Datenschutz-Grundverordnung 
angepasst worden. So wurde z. B. bestimmt, dass die für den liefernden Unternehmer zuständige 
Finanzbehörde die Daten (z. B. Name und Anschrift) speichert und für einen elektronischen Datenab-
ruf bereitstellt. Bis zur Einführung des Datenabrufverfahrens werden Bescheinigungen in Papierform 
erteilt. 
 
Die Neuregelungen treten grundsätzlich ab dem 01. Januar 2019 in Kraft. Die Haftung des Betreibers 
greift bei Drittlands-Unternehmern jedoch erst ab dem 01. März 2019 bzw. bei inländischen und 
EU / EWR-Unternehmern ab dem 01. Oktober 2019. 
 
 
Einkommensteuer . Dauerhafte Vermietungsabsicht auch bei Mietverträgen mit 
Eigenbedarfsklausel möglich 
 
Bei einer auf Dauer angelegten Vermietungstätigkeit ist grundsätzlich und typisierend davon auszu-
gehen, dass der Steuerpflichtige beabsichtigt, einen Einnahmenüberschuss zu erwirtschaften. Diese 
Annahme setzt voraus, dass der Steuerpflichtige den Entschluss, auf Dauer zu vermieten, endgültig 
gefasst hat.  
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Das Finanzgericht Hamburg hat am 12. September 2018 entschieden, dass eine dauerhafte Ver-
mietungsabsicht auch dann vorliegen kann, wenn sich der Vermieter eine Kündigung wegen Eigen-
bedarfs vorbehält, um das Mietobjekt einem Angehörigen zu überlassen. Dies gilt zumindest dann, 
wenn davon auszugehen ist, dass diese Überlassung entgeltlich erfolgen soll.  
 
Im Streitfall enthielt der Mietvertrag folgende Vereinbarung: Das Mietverhältnis läuft auf unbestimmte 
Zeit und endet mit Ablauf des Monats, zu dem der Vermieter oder der Mieter die Kündigung unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten tätigt. Es endet am 01. März 2015, ohne dass es einer 
Kündigung bedarf, nur wenn der Vermieter die Räume für sich, seine Familienangehörigen oder 
Angehörige seines Haushalts nutzen will. Die Befristung war für den Fall vereinbart worden, dass die 
Nichte des Steuerpflichtigen die Wohnung habe mieten wollen. 
 
Doch so kam es nicht: Der Mieter kündigte Mitte 2014 von sich aus das Mietverhältnis. Kurz darauf 
verkaufte der Steuerpflichtige die Wohnung. 
 
Nach dem Verkauf änderte das Finanzamt die vorläufigen Steuerbescheide und erkannte die 
Vermietungsverluste nicht mehr an. Begründung: Es fehlt an der Gewinnerzielungsabsicht, weil die 
Wohnung befristet wegen Eigenbedarfs vermietet gewesen sei. Zudem seien zwischen dem 
Vermietungsbeginn und der Veräußerung nur vier Jahre vergangen. Die hiergegen gerichtete Klage 
war vor dem Finanzgericht Hamburg erfolgreich.  
 
Das Finanzgericht war davon überzeugt, dass der Steuerpflichtige die Wohnung dauerhaft vermieten 
wollte. Die Klausel des Mietvertrags steht dieser Annahme nicht entgegen. Denn dort ist als Grund-
satz geregelt, dass der Mietvertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen wird. Der Eigenbedarf wird im 
Vertrag dahin gehend erläutert, dass die Nichte des Steuerpflichtigen die Wohnung ggf. beziehen 
wird. Der Steuerpflichtige konnte glaubhaft machen, dass er die Wohnung an die Nichte vermietet 
habe, d. h. nicht unentgeltlich überlassen, wollen.  
 
Auch das Indiz für eine fehlende Dauervermietungsabsicht wegen des zeitlichen Zusammenhangs 
zwischen dem Vermietungsbeginn und der Veräußerung innerhalb von rund vier Jahren sah das 
Finanzgericht als widerlegt an. Veräußert der Steuerpflichtige die Wohnung nach dem Auszug des 
Mieters, ist dies unschädlich, wenn er sich erst nach der Kündigung zum Verkauf entschlossen hat. 
Und dies war hier der Fall. Die Nichte hatte die Wohnung wegen veränderter persönlicher Verhält-
nisse nicht mehr nutzen wollen. Daraufhin hatte sich der Steuerpflichtige entschlossen, die Wohnung 
nicht mehr zu vermieten, weil dies zu aufwendig sei. 
 
 
Einkommensteuer . Einzahlung in die Kapitalrücklage als nachträgliche An-
schaffungskosten auf die Beteiligung 
 
Leistet ein Gesellschafter, der sich für Verbindlichkeiten der Gesellschaft verbürgt hat, eine Ein-
zahlung in die Kapitalrücklage der Gesellschaft, um seine Inanspruchnahme als Bürge zu vermeiden, 
führt dies zu nachträglichen Anschaffungskosten auf seine Beteiligung. Diese Entscheidung des BFH 
vom 20. Juli 2018 ist insofern vorteilhaft, als sich dadurch ein Veräußerungs- oder Auflösungsgewinn 
vermindert oder ein entsprechender Verlust erhöht.  
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Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Der GmbH-Gesellschafter A hatte eine Bürgschaft für Bankverbindlichkeiten der Gesellschaft über-
nommen. Wegen der drohenden Inanspruchnahme aus der Bürgschaft, die bevorstehende Voll-
streckung in ein als Sicherheit dienendes privates Grundstück sowie die drohende Liquidation der 
Gesellschaft leistete er – ebenso wie weitere Gesellschafter – eine Zuführung in die Kapitalrücklage. 
Ein Teil der Einzahlung stammte aus der mit der Gläubigerbank abgestimmten Veräußerung des 
besicherten Grundstücks. 
 
Die GmbH verwendete das Geld planmäßig dazu, ihre Bankverbindlichkeiten zu tilgen. Durch 
Erfüllung der Hauptschuld wurden die Bürgen von der Haftung frei. A und seine Mitgesellschafter 
veräußerten im Anschluss ihre Anteile für € 0,00.  
 
In seiner Einkommensteuererklärung machte A einen Verlust aus der Veräußerung seines GmbH-
Anteils geltend, der sich aus der GmbH-Stammeinlage und der Kapitalzuführung ergab. Doch das 
Finanzamt berücksichtigte nur den Verlust der Stammeinlage – jedoch zu Unrecht, wie der BFH 
befand. 
 
Nachträgliche Anschaffungskosten auf die Beteiligung sind nur solche Aufwendungen des Gesell-
schafters, die zu einer offenen oder verdeckten Einlage in das Kapital der Gesellschaft führen. Hierzu 
zählen auch freiwillige Einzahlungen in die Kapitalrücklage. Daher war der Aufwand des A bei der 
Berechnung seines Verlusts aus der Anteilsveräußerung zu berücksichtigen. 
 
Für die steuerrechtliche Anerkennung war unerheblich, dass die der Kapitalrücklage zugeführten 
Mittel dazu verwendet wurden, jene betrieblichen Verbindlichkeiten abzulösen, für die der A gegen-
über der Gläubigerbank Sicherheiten gewährt hatte.  
 
Zudem spielt es keine Rolle, mit welchem Wert ein Rückgriffanspruch des A gegen die GmbH zu 
bewerten gewesen wäre, wenn die Bank in die von A gegebenen Sicherheiten vollstreckt oder ihn im 
Rahmen seiner Bürgschaftsverpflichtung in Anspruch genommen hätte.  
 
 
Lohnsteuer . Anwendung der Fahrtenbuchmethode nur bei Nachweis der indivi-
duellen Kosten 
 
Dürfen Arbeitnehmer einen Firmenwagen auch privat nutzen, müssen sie den Privatanteil entweder 
nach der Ein-Prozent-Regel oder nach der Fahrtenbuchmethode versteuern. Ein Fahrtenbuch wird nur 
dann anerkannt, wenn die Aufzeichnungen vollständig sind. Ferner muss das Fahrtenbuch zeitnah 
und in geschlossener Form geführt werden.  
 
Das Finanzgericht München hat am 29. Januar 2018 zudem entschieden, dass alle Kosten per Einzel-
nachweis belegt werden müssen. Eine (Teil-)Schätzung von Aufwendungen kommt nicht in Betracht.  
 
Der Steuerpflichtige konnte sich im Streitfall nicht darauf berufen, dass es wegen der Größe des 
Fuhrparks des Konzerns praktisch unmöglich sei, für jeden einzelnen Dienstwagen zu allen Kosten 
einzelne Belege vorzulegen und Kosten auszuweisen. Denn die Gründe für einen unzureichenden 
Belegnachweis sind, so das Finanzgericht München, grundsätzlich unerheblich. 
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Gewerbesteuer . Steuerpflicht von Grundstücksunternehmen wegen Pkw-Privat-
nutzung? 
 
Gesellschaften, die ausschließlich eigenen Grundbesitz verwalten und nutzen, genießen bei der Er-
mittlung des Gewerbeertrags ein Privileg. Sie können in der Gewerbesteuererklärung die erweiterte 
Grundstückskürzung nach dem GewStG beantragen. Die Regelung bezweckt, die Gewerbesteuer-
belastung der kraft ihrer Rechtsform gewerbesteuerpflichtigen Gesellschaften derjenigen von Einzel-
unternehmen und Personengesellschaften anzugleichen, die sich nur mit der Verwaltung von Grund-
vermögen befassen und damit nicht gewerbesteuerpflichtig sind. 
 
Nicht begünstigungsschädlich sind lediglich Nebentätigkeiten, die der Verwaltung und Nutzung 
eigenen Grundbesitzes im engen Sinne dienen und zwingend notwendiger Teil einer wirtschaftlich 
sinnvoll gestalteten eigenen Grundstücksverwaltung und -nutzung sind. 
 
Ob die Überlassung eines betrieblichen Pkw an Gesellschafter und Mitunternehmer zu privaten 
Zwecken eine schädliche (Vermietungs-)Tätigkeit darstellt, ist höchstrichterlich bisher nicht ent-
schieden. 
 
Die Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen hat ihre Finanzämter aktuell darauf hingewiesen, dass 
die erweiterte Kürzung bei der Überlassung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs an Gesellschafter und 
Mitunternehmer zu privaten Zwecken strittig ist und derzeit sowohl mit dem Finanzministerium 
Nordrhein-Westfalen als auch auf Bund- und Länderebene abgestimmt wird (OFD Nordrhein-
Westfalen, Kurzinfo GewSt 05/2018 vom 28. September 2018). 
 
 
Umsatzsteuer . Übernahme von Umzugskosten durch Arbeitgeber  
 
Übernimmt ein Arbeitgeber für seine Arbeitnehmer die Umzugskosten, ist umsatzsteuerlich zu prüfen, 
ob dadurch eine steuerpflichtige Leistung erbracht wird und ob der Vorsteuerabzug möglich ist.  
 
Das Finanzgericht Hessen hat am 22. Februar 2018 für einen Konzernfall, bei dem mehrere Arbeit-
nehmer an einen neuen Standort versetzt wurden, entschieden, dass kein steuerbarer Vorgang vor-
liegt. Ein Vorsteuerabzug kommt nur in Betracht, wenn der private Bedarf des Arbeitnehmers, den 
Arbeitsplatz rechtzeitig zu erreichen, hinter das unternehmerische Interesse des Arbeitgebers 
zurücktritt.  
 
Die in der Praxis bedeutenden Fälle der „Bezuschussung“ von Arbeitnehmern sind umsatzsteuerlich 
oft problematisch. Es bleibt abzuwarten, wie sich der BFH im Revisionsverfahren hierzu hinsichtlich 
übernommener Umzugskosten positionieren wird. Betroffene Steuerbescheide sollten vorerst offenge-
halten werden. 
 
 
 
 
 
 
 



 

 7 

Ausgabe Januar 2019 

Arbeitsrecht . Arbeitsvertrag kann trotz Schriftformgebots durch tatsächliches 
Handeln zustandekommen 
 
LAG Schleswig-Holstein, Urteil vom 07.08.2018, Az.: 1 Sa 23/18 
 
Das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein hatte sich mit der Frage zu befassen, ob ein Arbeitsver-
trag auch mit der tatsächlichen Aufnahme der Arbeit trotz tariflichem Schriftformgebot zustande 
kommen kann. 
 
Der klagende Arbeitnehmer arbeitete zunächst bei einem Konzernunternehmen. Als die Schließung 
des Standorts absehbar war, wurde für ihn eine wohnortnahe Beschäftigung in einem anderen 
Konzernunternehmen gesucht. Die konzernangehörige Beklagte übersandte dem Kläger dazu diverse 
Willkommensinformationen. Der zukünftige Vorgesetzte erklärte unter anderem dem Kläger, dieser 
werde am 01.06.2016 bei der Beklagten anfangen. Der Kläger bestätigte in einer mit den Will-
kommensinformationen beigefügten Einverständniserklärung, dass er mit Tätigkeit und Bezahlung 
einverstanden sei. Zum Abschluss eines schriftlichen Arbeitsvertrags kam es aber nicht.  
 
Zum 01.06.2016 nahm der Kläger dann seine neue Tätigkeit bei der Beklagten auf. Auch erhielt er die 
vereinbarte Vergütung hierfür gezahlt. Nach ca. drei Monaten wurde ihm und anderen Mitarbeitern 
jedoch mitgeteilt, dass ein „Fehler“ vorliege. Es bestehe zu der Beklagten gar kein Arbeitsverhältnis, 
da der alte Arbeitgeber den Kläger und weitere Mitarbeiter an die Beklagte nur im Wege einer 
Arbeitnehmerüberlassung verliehen habe. Arbeitgeber sei nach wie vor das „alte“ Konzernunter-
nehmen. 
 
Hiergegen richtete sich die Klage des Arbeitnehmers auf Feststellung, dass ein Arbeitsverhältnis zu 
dem beklagten „neuen“ Konzernunternehmen besteht. Diese hatte bereits vor dem Arbeitsgericht Kiel 
Erfolg. 
 
Dies wurde nunmehr in zweiter Instanz vom LAG bestätigt. Habe ein Arbeitgeber durch einen nicht 
zum Abschluss von Arbeitsverträgen bevollmächtigten Mitarbeiter (zukünftiger Fachvorgesetzter) 
einem in einem anderen Unternehmen des Konzerns beschäftigten Mitarbeiter mitgeteilt, er werde zu 
ihm „wechseln" und ihm dabei die Konditionen der Beschäftigung mitgeteilt und habe der Arbeit-
nehmer keine Anhaltspunkte dafür, dass eine Arbeitnehmerüberlassung beabsichtigt sei, gebe der 
Arbeitnehmer mit Aufnahme der Arbeit zu den neuen Arbeitsvertragsbedingungen ein konkludentes 
Angebot auf Abschluss eines Arbeitsvertrags ab.  
 
Dieses Angebot nehme der Arbeitgeber regelmäßig durch Eingliederung des Betroffenen in den 
Betrieb und widerspruchsloses „Arbeitenlassen" konkludent an. Die Schriftformklausel im anwend-
baren Tarifvertrag sei nicht konstitutiv, führten die Richter aus. Demgemäß sei ein Arbeitsvertrag auch 
ohne Einhaltung der Schriftform wirksam. 
 
Das Urteil ist rechtskräftig. 
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Arbeitsrecht . „Homeoffice“ – Weigerung kein Kündigungsgrund 
 
LAG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 10.10.2018, Az.: 17 Sa 562/18 
 
Ein Arbeitnehmer kann nicht zur Ausübung seiner vertraglich geschuldeten Tätigkeiten im „Home-
Office“ aufgrund des Weisungsrechts verpflichtet werden. Eine Weigerung stellt in diesem Falle 
keinen Kündigungsgrund dar, wie nun das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg in zweiter Instanz 
entschied. 
 
Der Arbeitgeber beschäftigte den Kläger in seinem Betrieb als Ingenieur. Der zwischen den Parteien 
geschlossene Arbeitsvertrag enthielt keine Regelungen zu einer Änderung des Arbeitsorts. Nach der 
Schließung des Betriebes, bot der Arbeitgeber dem späteren Kläger an, seine Tätigkeit im "Home-
Office" verrichten zu können. Nachdem der Arbeitnehmer hierzu nicht bereit war, kündigte der 
Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis aus wichtigem Grund wegen beharrlicher Arbeitsverweigerung. 
 
Gegen die Kündigung erhob der Arbeitnehmer Kündigungsschutzklage und hatte bereits vor dem 
Arbeitsgericht Erfolg. Nunmehr bestätigte das Berufungsgericht die Unwirksamkeit der Kündigung. 
Der Arbeitnehmer sei arbeitsvertraglich nicht verpflichtet, die ihm angebotene Telearbeit („Home-
Office“) zu verrichten. Der Arbeitgeber hätte dem Arbeitnehmer diese Tätigkeit nicht aufgrund seines 
arbeitsvertraglichen Weisungsrechts (§ 106 GewO) einseitig zuweisen dürfen, so die Richter. 
 
Denn nach Ansicht des Gerichts unterschieden sich die Umstände des „Home-Office“ in erheblicher 
Weise von einer Tätigkeit, die in einer Betriebsstätte zu verrichten sei. Dass Arbeitnehmer zur 
besseren Vereinbarung von Familie und Beruf an einem „Home-Office“ interessiert sein könnten, führe 
nicht zu einer diesbezüglichen Erweiterung des Weisungsrechts des Arbeitgebers. 
 
Ob das Urteil rechtskräftig ist, ist diesseits nicht bekannt. 
 
 
Aktuelles in Kürze . Neuregelungen 2019 – Arbeit, Soziales und Gesundheit 
 
Am 01.01.2019 sind einige Neuerungen in Kraft getreten, welche von den jeweils zuständigen 
Bundesministerien mitgeteilt wurden. 
  
Entlastung von Beschäftigten und Arbeitgebern 
 
Der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung wird von 3,0 % auf 2,6 % gesenkt (durch Verordnung 
Absenkung um weitere 0,1 % auf 2,5 % befristet bis Ende des Jahres 2022). 
  
Der Beitragssatz in der gesetzlichen Rentenversicherung bleibt stabil und liegt weiterhin bei 18,6 %. 
Die anrechenbare Kindererziehungszeit für vor 1992 geborene Kinder wird verlängert. Bei den Renten 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit wird die Zurechnungszeit für zukünftige Rentnerinnen und Rent-
ner schrittweise vom Jahr 2019 bis zum Jahr 2031 auf 67 Jahre verlängert.  
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Einführung einer Brückenteilzeit 
 
Mit dem „Gesetz zur Weiterentwicklung des Teilzeitrechts“ wird ein Anspruch auf zeitlich begrenzte 
Teilzeitarbeit, die sogenannte „Brückenteilzeit“ eingeführt. Beschäftigte können die Arbeitszeit für 
einen vereinbarten Zeitraum zwischen einem Jahr und fünf Jahren verringern und anschließend 
wieder zur ursprünglichen Arbeitszeit zurückkehren. Der neue Teilzeitanspruch gilt bei Arbeitgebern 
mit in der Regel mehr als 45 Arbeitnehmern.  
 
Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns 
 
Ab dem 01.01.2019 steigt der gesetzliche Mindestlohn auf nun € 9,19 brutto je tatsächlich geleisteter 
Arbeitsstunde. Ab dem 01.01.2020 kommt es dann zu einem Anstieg auf € 9,35 brutto. 
 
Paritätische Finanzierung der Krankenkassen-Beiträge 
 
Die Belastung mit dem von den meisten Krankenkassen, neben dem allgemeinen Beitragssatz 
erhobene Zusatzbeitrag, welcher bisher komplett von den Arbeitnehmern getragen wurde, wurde zum 
01.01.2019 geändert. Nunmehr teilen sich Arbeitnehmer und Arbeitgeber, bzw. Rentner und die 
Rentenversicherung die Beitragskosten zu gleichen Teilen. 
 
Entlastungen für freiwillig Versicherte bei Krankenkassenbeiträgen 
 
Freiwillig versicherte Selbstständige werden bei den Mindestbeiträgen den übrigen freiwillig Ver-
sicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) künftig gleichgestellt (einheitliche Mindest-
bemessungsgrundlage von € 1.038,33 in 2019). Damit sinken die Mindestbeiträge zur Krankenkasse 
und sozialen Pflegeversicherung für hauptberuflich Selbstständige um mehr als die Hälfte. Freiwillig 
Versicherte müssen während des Bezugs von Krankengeld oder Mutterschaftsgeld nur noch Beiträge 
auf tatsächlich bestehende beitragspflichtige Einnahmen zahlen. 
 
Steigerung des Beitrags zur Pflegeversicherung 
 
Der Beitrag zur Pflegeversicherung steigt um 0,5 Prozentpunkte auf 3,05 % (3,3 % für Kinderlose). 
Die Jahresarbeitsentgeltgrenze (Versicherungspflichtgrenze) der GKV steigt auf jährlich € 60.750,00 
(2018: € 59.400,00). Die Beitragsbemessungsgrenze der GKV steigt auf jährlich € 54.450,00 (2018: 
€ 53.100,00) beziehungsweise auf monatlich € 4.537,50 (2018: € 4.425,00). Die Bezugsgröße, die für 
viele Werte in der Sozialversicherung wichtig ist, etwa für die Festsetzung der Mindestbeitragsbe-
messungsgrundlagen für freiwillige Mitglieder in der gesetzlichen Krankenversicherung, erhöht sich 
auf € 3.115,00 monatlich in den alten Bundesländern und auf € 2.870,00 in den neuen Bundesländern 
(2018: € 3.045,00 / € 2.695,00). 
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